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(Fortsetzung von Seite 4)

ständnis der Vorgeschlagenen vorausgesetzt, gemacht 

werden von:

-	 Fraktionen/Parteien
-	 gesellschaftlichen Einrichtungen
-	 Organisationen
-	 Bürgern, eine Selbstbenennung ist möglich.

Auch die Aufnahme von bisherigen ehrenamtlichen 
Richtern in die Vorschlagsliste ist möglich, da eine Wie-
derwahl zulässig ist.

Voraussetzungen für die Wahl zum ehrenamtlichen Rich-

ter der Verwaltungsgerichtsbarkeit lt. §§ 20 ff VwGO:

Zwingende Voraussetzung für die Wahl ist der Besitz 
der deutschen Staatsangehörigkeit. Sie muss sowohl 
zum Zeitpunkt der Wahl wie während der Amtsdauer 
erfüllt sein.

Darüber hinaus sollen die Kandidaten das 25. Lebensjahr 
vollendet und ihren Wohnsitz innerhalb des Gerichts-
bezirkes haben.

Vom Amt eines ehrenamtlichen Richters sind ausge-

schlossen:

-	 Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen 
oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Frei-
heitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt 
worden sind,

-	 Personen, gegen die Anklage wegen einer Tat erho-
ben ist, die den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter zur Folge haben kann,

-	 Personen, die in Vermögensverfall geraten sind,
-	 Personen, die nicht das Wahlrecht zu den gesetzge-

benden Körperschaften des Landes besitzen. (An-
merkung: Maßgeblich ist das Wahlrecht zu den ge-
setzgebenden Körperschaften des Landes, nicht der 
Kommunalvertretungen).

Ergänzt werden diese Ausschlussgründe durch § 44a des 
Deutschen Richtergesetzes. Danach soll zu dem Amt 
eines ehrenamtlichen Richters nicht berufen werden, 
wer

-	 gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat,

-	 wegen einer Tätigkeit als hauptamtlicher oder inof-
fizieller Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repu-
blik oder als diesen Mitarbeitern gleichgestellte 
Person für das Amt eines ehrenamtlichen Richters 
nicht geeignet ist.

Die für die Berufung zuständige Stelle, im vorliegenden 
Fall die Präsidentin des Verwaltungsgerichts als Vorsit-
zende des Wahlausschusses, kann zu diesem Zweck von 
dem Vorgeschlagenen eine schriftliche Erklärung ver-
langen, dass bei ihm diese Voraussetzungen nicht vor-
liegen.

Zu ehrenamtlichen Richtern können ferner nicht berufen 

werden

-	 Mitglieder des Bundestages, des Europäischen Par-
laments, der gesetzgebenden Körperschaften eines 
Landes, der Bundesregierung oder einer Landesre-
gierung,

-	 Richter,
-	 Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, 

soweit sie nicht ehrenamtlich tätig sind,
-	 Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit,
-	 Rechtsanwälte, Notare und Personen, die fremde 

Rechtsangelegenheiten geschäftsmäßig besorgen.

Verfahren zur Aufnahme in die Vorschlagsliste:

Die schriftliche oder telefonische Abforderung der Un-
terlagen ist möglich bei der:

Stadtverwaltung Erfurt
Personal- und Organisationsamt
Statistik und Wahlen
Frau Lehnert
99111 Erfurt
Tel.: 0361 655-1497
E-Mail: wahlbehoerde@erfurt.de

Die Rücksendung der Unterlagen per Post erfolgt eben-
falls an diese Anschrift.

Abgabeschluss der Bewerbungsunterlagen (Personal-
bogen) ist der 6. April 2020.

Für die Aufnahme in die Vorschlagsliste, die Grundlage 
für die Wahl der ehrenamtlichen Richter am Verwal-
tungsgericht Weimar ist, ist lt. § 28 Satz 4 VwGO die 
Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mit-
glieder des Erfurter Stadtrates, mindestens jedoch die 
Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl, erforderlich. 
Danach wird die Vorschlagsliste an die Präsidentin des 
Verwaltungsgerichtes Weimar übergeben. Die erforder-
liche Anzahl ehrenamtlicher Richter wird dort durch den 
Wahlausschuss gewählt.�

B E S C H L U S S 

zur Drucksachen-Nr. 1391/19
der Sitzung des Stadtrates vom 25.09.2019

Bebauungsplan HOH716 „Parkplatz 
Gothaer Straße / Wartburgstraße“ 
- Abwägungs- und Satzungsbeschluss

Genaue Fassung:

01 	 Die Abwägung zu den im Rahmen der Beteiligung 
der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstiger Trä-
ger öffentlicher Belange eingegangenen Stellung-
nahmen wird beschlossen. 

	 Das Abwägungsergebnis mit Begründung (Anlage 
4) ist Bestandteil des Beschlusses.

02 	Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 
88 Abs. 2 Thüringer Bauordnung (ThürBO) und § 19 
Abs. 1 Satz 1, § 2 Abs. 1 und 2 Thüringer Gemeinde- 
und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalord-
nung - ThürKO), wird der Bebauungsplan HOH716 
„Parkplatz Gothaer Straße / Wartburgstraße“, beste-
hend aus der Planzeichnung (Anlage 2 M 1:1000) mit 
den textlichen Festsetzungen in seiner Fassung vom 
01.08.2019, als Satzung beschlossen.

03 	 Im Zuge der Umsetzung der Baumaßnahmen am P+R 

Parkplatz Messe sind folgende Maßnahmen zu prü-
fen und bei Machbarkeit zu realisieren:

1.	 Die unmittelbare Ein- und Ausfahrt zum P+R-Platz 
in der Wartburgstraße ist in beide Richtungen zu 
ermöglichen. Damit entfällt hier der Aufbau einer 
Verkehrsinsel auf der Wartburgstraße

2.	 Alle Stellflächen für Caravans und Wohnwagen am 
Standort Wartburgstraße sind dauerhaft zu bewirt-
schaften.

3.	 Das Abstellen von Caravans und Wohnwagen im 
Bereich vor dem abgesperrten  Caravanstellplatz 
(kombinierte Stellfläche für Reisebusse) soll vorran-
gig für Kurzzeitparker (z.B. bei Spätanreise) erfol-
gen. 

4.	 Eine radtechnischen Verbindung der Ortsteile 
Schmira und Hochheim auf der rechten Seite der 
Fahrbahn aus Schmira kommend in Richtung Stadt 
ist in Abhängigkeit von der Flächenverfügbarkeit zu 
prüfen. Entsprechende Verhandlungen mit Grund-
stückseigentümern sind aufzunehmen.

* * *
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.
Gemäß § 21 Abs. 3 Satz 1 Thüringer Kommunalordnung 
(ThürKO) wurde die vorstehende Satzung der Rechts-
aufsichtsbehörde vorgelegt. 
Die Satzung tritt gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) mit dieser Bekanntmachung in Kraft.
Jedermann kann die Satzung, die zusammenfassende 
Erklärung und die den Festsetzungen zu Grunde liegen-
den Vorschriften wie DIN-Normen o.ä. im Bauinforma-
tionsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, Warsbergstraße 
1, 1. Obergeschoss, innerhalb der Öffnungszeiten

Montag:	 9:00-12:00  Uhr
Dienstag:	 9:00-12:00   und   13:00-18:00 Uhr      
Mittwoch:	 9:00-12:00  Uhr
Donnerstag:	 9:00-12:00  und   13:00-16:00 Uhr
Freitag	 9:00-12:00  Uhr
(außer samstags, sonn- und feiertags)

einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 
im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Formvorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes, ein nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlicher Fehler oder ein nach § 214 
Abs 3 Satz2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungs-
vorgangs nur beachtlich werden, wenn sie innerhalb 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind.
Ist diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften, die in der Thüringer Kommunalord-
nung enthalten oder aufgrund der Thüringer Kommu-
nalordnung erlassen worden sind, zustande gekommen, 
so ist die Verletzung gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 ThürKO 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
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B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0095/20 
der Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 16.01.2020

Änderung des Kinder- und Jugendförder-
planes 2017-2021

Genaue Fassung:

Dem Stadtrat wird folgende Änderung des Kinder- und 
Jugendförderplanes 2017-2021 zur Entscheidung vorge-
legt:

01 	 Der Stadtrat beschließt die Änderungen des Kinder- 
und Jugendförderplanes 2017 – 2021 (DS 1972/16), im 
Abschnitt F „Maßnahmeplanung“. Der Maßnahme-
punkt I im Tabellenabschnitt „Fach- und zielgrup-
penspezifische Angebote“ wird um befristete Ange-
bote bis zum 31.12.2020 der Schulsozialarbeit gemäß 
Anlage 1 der Drucksache ergänzt.

* * *

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0131/20 
der Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 16.01.2020

Nachbenennung von Mitgliedern in den 
Unterausschuss  „Fachplanung Familien-
bildung und Familienförderung

Genaue Fassung:

Der Jugendhilfeausschuss bestellt nach Beschlusspunkt 
Buchstabe d) des Beschlusses zur Drucksache 1115/19 für 
die AG nach §78 SGB VIII für den Leistungsbereich §16 
SGB VIII als:
Mitglied: Frau Gabriele Obst; Stellvertreterin: Frau So-
phia Haufe in den Unterausschuss Fachplanung Fami-
lienbildung und Familienförderung.�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0155/20 
der Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Rechnungsprüfung und 
Vergaben vom 12.02.2020

Aktuelle Darstellung der Ausgaben der 
Freiwilligen Leistungen

Genaue Fassung:

01 	 Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dem Aus-
schuss für Finanzen, Rechnungsprüfung und Verga-
ben bis zu seiner Sitzung am 9. September 2020 eine 
aktuelle Darstellung der Ausgaben der freiwilligen 
Leistungen, analog der Anlage 3 zur Drucksache 
1384/16 „Haushaltsicherungskonzept (HSK) der Lan-
deshauptstadt Erfurt für den Zeitraum 2016 bis 
2022“, vorzulegen.

02 	In der Darstellung sind neben den rein freiwilligen 
Leistungen auch jene Pflichtleistungen zu berück-
sichtigen, bei denen die Landeshauptstadt über die 
gesetzliche Pflichtleistung hinaus oder im eigenen 
Ermessen Haushaltsmittel zur Verfügung stellt.�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0214/20 
der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau, Umwelt, 
Klimaschutz und Verkehr vom 18.02.2020

Plangenehmigung DB Netz AG „Um-
schlagbahnhof Erfurt-Vieselbach – Ver-
längerung Kranbahnlänge (Abstellfläche 
„Ost“) – städtische Stellungnahme

Genaue Fassung:

Die Stellungnahme der Stadtverwaltung Erfurt (Anlage 
1) zur Plangenehmigung der DB Netz AG zur Verlänge-
rung Kranbahnlänge (Abstellfläche) „Ost“, Bahn-km 
99,815 bis 101,806 der Strecke 6340 Halle Hbf. – Gunters-
hausen wird bestätigt.

* * *

(Fortsetzung von Seite 5)

die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind (vgl. § 21 Abs. 
4 Satz 2 ThürKO).
Wurde eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend 
machen (vgl. § 21 Abs. 4 Satz 3 ThürKO). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle 
der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile, deren Leistung schriftlich beim Entschädi-
gungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 
4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei 
Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.

Die ungefähre Lage des Geltungsbereiches der Planung 
ist aus beistehender Informationsskizze ersichtlich.

ausgefertigt: Erfurt, den 13.03.2020

gez. Bausewein
A. Bausewein
Oberbürgermeister  �

Zur Drucksache Nr. 1391/19�

Hinweis:

Die Anlage 1 des Beschlusses kann im Bürgerservicebü-
ro des Bürgeramtes, Bürgermeister-Wagner-Straße 1, 
99084 Erfurt eingesehen werden.�

Hinweis:

Die Anlage 1 des Beschlusses kann im Bürgerservicebü-
ro des Bürgeramtes, Bürgermeister-Wagner-Straße 1, 
99084 Erfurt eingesehen werden.�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 1032/19 
der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau, Umwelt, 
Klimaschutz und Verkehr vom 14.01.2020

Ankündigung zur Einziehung des ehema-
ligen Parkplatzes Hermann-Brill-Straße/
Singerstraße

Genaue Fassung:

Die Stadt Erfurt beabsichtigt den ehemaligen Parkplatz 
Hermann-Brill-Straße/Singerstraße, entsprechend Über-
sichtsplan (Anlage 1), gemäß § 8 Thüringer Straßenge-
setz (ThürStrG) einzuziehen. 

Der Übersichtsplan ist Bestandteil des Beschlusses. 

***

Hinweis:

Einwendungen gegen die beabsichtigte Einziehung 
können innerhalb von drei Monaten nach dieser Be-
kanntmachung schriftlich oder mündlich zur Nieder-
schrift bei der Stadtverwaltung Erfurt, Tiefbau- und 
Verkehrsamt, Abteilung Straße/Brücke, Steinplatz 1, 
99085 Erfurt, vorgebracht werden.

Zur Drucksache Nr. 1032/19�

Bekanntmachung des Fundbüros

Das Fundverzeichnis für den Monat Februar 2020 kann 
an der Infostelle im Rathaus, im Fundbüro und auf
   www.erfurt.de/fundverzeichnis eingesehen werden.
�
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